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ZU DIESEM HEFT 

Was bedeuten die seit dem Höhepunkt im Jahre 1964 stetig zurückgehenden Geburtenzahlen für Raumordnung und Stadtent­
wicklung? Zu dieser Frage, die auch Thema einer gemeinsamen Wissenschaftlichen Plenarsitzung der Akademie für Raum­
forschung und Landesplanung und der Deutschen Akademie für Städtebau und Landesplanung zu Ende September in Duisburg 
war, nimmt ein Teil der Aufsätze dieses Heftes schwerpunkthaft Stellung. Es werden sowohl grundsätzliche wie spezielle Fragen 
angesprochen. 

Was ist geschehen? Die Geburtenzahlen gehen ständig zurück; 1972 war die Zahl der Gestorbenen erstmals höher als die Zahl 
der Geburten; 1974 nahm die Zahl der Gesamtbevölkerung erstmals ab. 

Auch für die Raumordnung ist damit „das Axiom relativ konstanter individueller und gesellschaftlicher Verhaltensweisen ins 
Wanken geraten" (TREUNER). Fraglich ist auch, ob die Änderung des generativen Verhaltens schon abklingt. Mitentscheidend wird 
die künftige Ausländerpolitik sein, ob weiterhin restriktiv (ABRESs) oder aufgrund der Europäischen Verträge bald wie­
der Druck und Sog nachgebend (TREUNER). Grundlagen hierfür sind die Tendenz des Strukturwandels der Wirtschaft mit höhe­
rer Bedeutung der Dienstleistungen, aber bei verlangsamtem Wirtschaftswachstum und verringerten öffentlichen Investitionen. 
Hieraus könnten sich für die Verdichtungsräume positive oder akzeptable Aspekte ergeben - weitere Konzentration der Ar­
beitsstätten, Anteil der erwerbsfähigen Bevölkerung, Qualität der Arbeitsmärkte usw. -, für den ländlichen Raum dagegen ein-
schneidende Veränderungen, größer als bisher befürchtet. 1 

Zwar ist „der einzige Bereich unserer Wirtschaftsstruktur, der von dem Bevölkerungsrückgang nicht direkt betraf Jen wird, die 
landwirtschaftliche Produktion", doch erfordert die künftig wesentlich geringere Bevölkerungsdichte im ländlichen Raum 
andere Maßstäbe für die Versorgung aller Arten (RIEMANN). 

Alles deutet auf Maßstabsvergrößerungen. Es muß also gefragt werden, ob die in den Programmen und Plänen ausgewiesene 
Zahl von zentralen Orten, vor allem im ländlichen Raum, gerechtfertigt ist (ABREss), ja ob sogar etliche Mittelzentren die 
erwarteten Impulse werden geben können (TREUNER). 

Ein neues Konzept sollte den Versuch zur „Entschärfung der Konkurrenzsituation zwischen Verdichtungsräumen und länd­
lichen Räumen beibehalten, das Schwergewicht aber auf die Ergänzung des Systems der Verdichtungsräume mit dem Ausbau 
geeigneter Oberzentren sowie den Ausbau einiger Zentren des ländlichen Raumes zu potentiellen Verdichtungsräumen legen" 
(TREUNER). Und nicht zuletzt: ,,Erfolgversprechender dürfte das Nachdenken über technische und organisatorische Bedingungen 
der Infrastruktureinrichtungen sein, die von stets weitersteigenden Mindestgrößen wegführen" (ABRESS). 

Ein eindrucksvolles Beispiel für neue Standortbedingungen durch neue Techniken bietet das Fernstudium, zugleich eine Chance 
für manche Mittelzentren (GEISSLER). 

Die Aussagen und Vermutungen laufen im Grundsatz in die gleiche Richtung. Doch ist die Frage von Skeptikern denkbar, 
ob dafür künftig nicht versucht werden könnte, den Schwarzen Peter zum Joker zu machen. ,,Zuviel relativ Sicheres ist in der 
kurzen Zeitspanne eines knappen halben Jahrzehnts in Frage gestellt worden" (TREUNER). 
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Verbesserung der Lebensverhältnisse in der Bundesrepublik ohne Kinder?=:• 

Verwirklichung der Ziele der Raumordnung bei Geburtenrückgang 

Es ist noch nicht abzusehen, wann die gegenwart1g 
stark ;ückläufige Entwicklung der Geburten zu einem 
gewissen Stillstand gelangt. Das Jahr 197 4 zeigt mit ei­
ner Abnahme der Gesamtbevölkerung um mehr als 
100 00tl einen deutlich wahrnehmbaren Bruch in einer 
Entwicklung, die uns in der gesamten Nachkriegszeit 
laufend Bevölkerungszuwachse von mehreren hundert­
tausend Personen pro Jahr gebracht hatte. So vermehrte 

·• Veränderte Fassung eines Referates, gehalten von Staats­
sekretär Dr. Hubert Abreß vor der Katholischen Akademie in 
Bayern am 4. Mai 1975 in Regensburg. 

sich die Bevölkerung der Bundesrepublik seit 1949 von 
rd. 49 Mill. bis zum Jahre 1973 um rd. 13 Mill. auf ins­
gesamt 62, 1 Mill. Menschen. Auch von 1972 auf 1973 
nahm unsere Bevölkerung noch um etwa 300 000 Menschen 
zu. 

Bei genauerem Hinsehen geht jedoch schon seit 1965 
der Geburtensaldo kontinuierlich zurück. So entstand 
schon im Jahre 1972 erstmals ein Sterbeüberschuß von 
etwa 30 000 Personen, der in der Entwicklung der Ge­
samtbevölkerung lediglich durch die Zuwanderungen aus 
dem Ausland überdeckt wurde. Würde man vom Jahre 
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1969 an die Außenwanderungsgewinne der Bundesrepu­
blik Deutschland nicht berücksichtigen, dann würde die 
Bevölkerung der Bundesrepublik heute nur 60,5 Mill. 
und nicht 62,0 Mill. Menschen ausmachen. 

Was also die tHfentlichkeit jetzt eigentlich aufge­
schreckt hat, ist der im Jahre 197 4 erstmals ausbleibende 
Außenwanderungsgewinn, so daß die negative Geburten­
bilanz von 102 000 Kindern voll auf die Gesamtbevölke­
rung durchschlagen konnte. 

Der Ausblick auf die Zukunft sollte aber nicht dazu 
verleiten, diese Entwicklung konsequent in die Zukunft 
fortzuschreiben. Es gibt zumindest einige Argumente, 
die es wahrscheinlich machen, daß sich der negative 
Trend in der Geburtenentwicklung allmählich stabili­
siert. Soweit mir bekannt ist, geht die fünfte koordinier­
te Bevölkerungsvorausschätzung in diese Richtung. 
Nach dieser Prognose soll die Bevölkerung der Bundes­
republik im Jahre 1985 nicht wesentlich von der vor­
hergehenden (vierten) Bevölkerungsvorausschätzung ab­
weichen, also bei etwa 59 Mill. Menschen liegen. 

Danach erscheint mir trotz deutlicher Erschwernisse 
unter der Prämisse, daß sich die zur Zeit rückläufigen 
Geburten auf einem neuen, wenn auch niedrigeren Ni­
veau stabilisieren, die Verwirklichung der Ziele der 
Raumordnung nicht im Grundsatz gefährdet. Allerdings 
ist die Verwirklichung bei einer wenn auch nur mäßigen 
Bevölkerungsabnahme im Grundsatz problematischer als 
bisher einzuschätzen. Denn der Geburtenrückgang in 
ländlichen Gebieten und in Verdichtungsräumen wird 
künftig verschieden verlaufen; die Auswirkungen dieses 
verschieden verlaufenden Rückgangs sind unterschied­
lich zu werten. Für die ländlichen Räume werden sich 
fühlbare Probleme ergeben. Diese sind lösbar; zumindest 
sehe ich aus diesen Gründen zur Zeit keine Notwendig­
keit für eine aktive Geburtenförderungspolitik. 

I 

Die Analyse der Geburtenentwicklung zeigt folgende 
wesentlichen Befunde: 

- Seit 1965 sinkt die Geburtenziffer in a 11 e n Teil­
räumen des Bundesgebietes kontinuierlich ab. 

- Im Umland der wachsenden Verdichtungskerne ist 
die Geburtenquote relativ hoch. 

- In den Kernstädten der Verdichtungsräume beträgt 
der Geburtensaldo gegenwärtig etwa -2 pro tausend 
Einwohner. 

- Auch im größten Teil der abwanderungsgefährdeten 
ländlichen Räume ist der Geburtensaldo inzwischen 
auf etwa -2 pro tausend Einwohner gesunken. 

- Auffallend hohe Geburtenüberschüsse finden sich in 
der Bundesrepublik gegenwärtig eigentlich nur noch 
im Emsland, im Münsterland und in Oberschwaben. 

Diese Befunde sind bei aller Vorsicht folgendermaßen 
zu erklären: 

- In den Verdichtungsräumen ist offensichtlich allmäh­
lich der Tiefstand in der Fruchtbarkeit erreicht, wäh­
rend die rückläufige Tendenz der Fruchtbarkeit in 
den ländlichen Räumen noch einige Jahre anhalten 
wird, um sich dann in etwa auf dem niedrigen Niveau 
der Verdichtungsräume zu stabilisieren. 

- In den ländlichen Räumen wird die abnehmende 
Fruchtbarkeit dadurch verschärft, daß die Abwande­
rung junger Bevölkerung wohl auch in Z~Jrnnft an­
halten wird. In den Verdichtungsräumen trägt dage- • 
gen der Zuzug inländischer und ausländischer Bevöl­
kerung im gebärfähigen Alter zur Stabilisierung der 
Geburten bei. 

Für die Zukunft sind darüber hinaus folgende Ent­
wicklungstendenzen zu beachten: 

- Zum einen ist auf längere Zeit mit einer restriktiven 
Ausländerpolitik zu rechnen, nicht zuletzt wegen des 
bis etwa 1982 bis 1985 zu erwartenden Überschusses 
an einheimischen Erwerbspersonen.'. 
Zum anderen ist zwar global ein stagnierendes Ar­
beitsplatzangebot zu erwarten. Mit großer Wahr­
scheinlichkeit ist aus den gleichen Gründen wie bisher 
aber auch in Zukunft ein weiteres Anwachsen der Ar­
beitsplätze in den Verdichtungsräumen nicht auszu­
schließen. Darüber sollten die verhältnismäßig hohen 
Arbeitslosenziffern zu Beginn dieses Jahres in man­
chen Verdichtungsgebieten nicht hinwegtäuschen. Das 
bedeutet, daß in den Verdichtungsräumen auch in Zu­
kunft Arbeitskräftebedarf besteht. Er kann bei -re­
striktiver Ausländerpolitik nicht wie bisher durch 
Hereinnahme ausländischer Arbeitskräfte gedeckt 
werden. 

Es ist also zu sehen, daß möglicherweise ein erneuter 
Sog der Verdichtungsräume zum Abzug von Arbeits­
kräften aus den ländlichen Gebieten führt mit der Folge 
eines verschärften Rückganges der Geburten in den Ab­
wanderungsgebieten. Zusätzlich ist zu beachten, daß ge­
rade in die ländlichen Gebiete mit heute schon niedrigen 
Geburtenziffern in vermehrtem Umfang ältere Men­
schen - aus einer Reihe von Gründen - zuziehen wer­
den; bekannte Gebiete der Altenzuwanderung sind das 
östliche Niedersachsen, das ganze Alpenvorland, auch 
Teile des Bayerischen Waldes. In diesen Gebieten steigen 
die Todesfälle. Die Verschlechterung der Bevölkerungs­
bilanz ergibt sich also von zwei Seiten her. Ich gehe da­
bei davon aus, daß die Entwicklung wie bisher verläuft 
und nicht durch gezielte staatliche Maßnahmen, wie sie 
etwa im Bundesraumordnungsprogramm und auch in den 
meisten Länderentwicklungsprogrammen verlangt sind, be­
einflußt wird. 

Unter Status-quo-Bedingungen führen die dargestellte 
natürliche Bevölkerungsentwicklung und die zu erwar­
tenden Wanderungen zu Veränderungen in der Bevöl­
kerungsstruktur: 
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- Bis 1985/1990 wird in den Verdichtungsräumen der 
Anteil der erwerbsfähigen Bevölkerung verhältnismä­
ßig hoch und der Anteil der von ihr alimentierten, 
noch nicht oder nicht mehr erwerbstätigen Bevölke­
rung verhältnismäßig niedrig sein. Gegenwärtig be­
trägt das Verhältnis der erwerbsfähigen zur nicht er­
werbsfähigen Bevölkerung in den Verdichtungsräumen 
etwa 50 zu 50. In den ländlichen Gebieten ist dieses 
Verhältnis wesentlich ungünstiger, nämlich im Mittel 
35 zu 65. In Extremfällen, etwa im hinteren Bayeri­
schen Wald, sinkt das Verhältnis auf etwa 30 zu 70 
ab. Es ist naheliegend, daß dies erhebliche Auswirkun­
gen auf die Funktionsfähigkeit der regionalen Arbeits­
märkte und der Infrastrukturausstattung und auch 
auf die örtlichen Haushalte hat. 

- Längerfristig - solche Überlegungen haben zwangs­
läufig einen ziemlich spekulativen Charakter - laufen 
die Entwicklungen in den verdichteten und ländlichen 
Räumen weiter auseinander. Das heißt, der Anteil der 
erwerbsfähigen Bevölkerung in den Verdichtungsräu­
men wird auch nach 1990 überdurchschnittlich hoch 
bleiben, während der Anteil der nicht erwerbsfähigen 
Bevölkerung in den ländlichen Räumen weiter anstei­
gen wird, hier allerdings mit der bedeutsamen Struk­
turverschiebung, daß die ältere Bevölkerung zuneh­
men, die Kinder dagegen abnehmen werden. 

II 

Aus Geburtenrückgang und verändertem Altersaufbau 
ergeben sich verschiedene Folgerungen für die Verdich­
tungsräume und die ländlichen Räume, und zwar hin­
sichtlich Erwerbsstruktur, Infrastruktur, Wohnungswe­
sen und Umweltqualität. Dabei ist zwischen mittelfristi­
gen Auswirkungen, d. h. bis 1985/1990, und längerfristi­
gen, d. h. über diese Jahre hinaus, zu unterscheiden. 

Für die V e r d i c h t u n g s r ä u m e ist für die Jahre 
bis 1985/1990 wahrscheinlich mit folgenden Konsequen­
zen zu rechnen: 

~ Kaum Auswirkungen auf das Erwerbspotential, da 
der Geburtenrückgang auf die Erwerbspersonenzahlen 
in dies~m Zeitraum keinen Einfluß hat. 

- Eine gewisse Entlastung für die derzeit vorhandenen 
Engpässe in der Infrastrukturausstattung, ohne daß 
die notwendige Mindestbevölkerung für die wirt­
schaftliche Auslastung hochwertiger Infrastrukturein­
richtungen unterschritten wird. 

- Differenzierte Auswirkung auf den Wohnungs­
markt: 
bei einer Zunahme der Zahl der kleineren Haushalte 
wird ein zusätzlicher Bedarf an kleineren Wohnungen 
zu decken sein. Dies schließt jedoch nicht aus, daß 
nach wie vor große Wohnungen für kinderreiche Fa­
milien und Wohnungen für sozial Schwache knapp 
sein werden und damit gezielter öffentlicher Förde­
rung bedürfen. Mit einer Zunahme des Wohnflächen-

bedarfes und steigenden Ansprüchen an die Qualität 
wird zu rechnen sein. Zusammenfassend wird man sa­
gen können, daß sich dadurch immer noch ein, wenn 
auch stark abgeschwächter, Neubedarf ergeben 
wird. 

- Keine, zumindest keine nennenswerte, Entlastung der 
Umwelt, da die Mehrzahl der umweltbelastenden Ak­
tivitäten von den Erwerbstätigen und den zugehöri­
gen Arbeitsplätzen ausgehen wird. 

- Schließlich ist bei einem zunehmenden Anteil der er­
werbsfähigen Bevölkerung mit einem steigenden In­
landsprodukt und mit einer Steigerung der Pro-Kopf­
Einnahmen der kommunalen Haushalte zu rechnen. 

Für die 1 ä n d 1 i c h e n R ä u m e dagegen ergeben 
sich für die Zeit bis 1985/1990 vermutlich folgende 
Konsequenzen: 

- Auch hier sind die Auswirkungen auf das Erwerbs­
potential primär gering, allerdings muß hier auf die 
wahrscheinlich anhaltende Abwanderung von Erwerbs­
personen hingewiesen werden, die nicht in ursächli­
chem Zusammenhang mit. dem Geburtenrückgang 
steht. 

- Die derzeitigen Engpässe in der Infrastrukturausstat­
tung werden nicht entlastet. Der Nachholbedarf in 
der Mehrzahl der ländlichen Gebiete liegt so hoch, 
daß der erwartete Rückgang der Geburten kaum von 
Infrastrukturinvestitionen entbindet. Diese Aussage 
gilt allerdings nicht für die Versorgung mit Schwimm­
hallen und -bädern und nur beschränkt für vorschuli­
sche Einrichtungen. Gleichzeitig ist nicht auszuschlie­
ßen, daß in einigen Gebieten die notwendige Mindest­
bevölkerung für die wirtschaftliche Ausnutzung der 
hochwertigen Infrastruktureinrichtungen unterschrit­
ten wird. 

- Keine Probleme in der quantitativen Wohnungsver­
sorgung; von der Geburtenentwicklung unberührt 
bleibt dabei allerdings die qualitative Verbesserung 
der gegenwärtigen Wohnungssituation. • 

- Keine nennenswerten Auswirkungen auf die differen­
ziert zu sehenden Aufgaben der Umweltverbesserung. 

Für die Zeit nach 1985/1990 ist zunächst davon auszu­
gehen, daß Vorausschätzungen der Bevölkerungsent­
wicklung nur noch mit gewissen Einschränkungen mög­
lich erscheinen, dagegen kaum noch begründete Annah­
men über die Wirtschaftsentwicklung und den Arbeits­
kräftebedarf gemacht werden können und die Infra­
strukturansprüche dieser Zeit vollends spekulativ sind. 
Mit dieser Einschränkung sollte man die folgenden mög­
lichen Konsequenzen diskutieren. Dabei ist zunächst 
festzuhalten, daß das E r w e r b s p o t e n t i a 1 global 
kleiner werden wird; denn die geburtenschwachen Jahr­
gänge treten jetzt in das Erwerbsleben ein. Offen ist da­
bei für Verdichtungsräume, ob das geringere Angebot 
von Erwerbspersonen seine Entsprechung auch in einer 
reduzierten Zahl von Arbeitsplätzen findet. Andernfalls 
müßte erneut mit einer erheblichen Sogwirkung auf in-
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und ausländische Arbeitskräfte gerechnet werden. · Aller­
dings dürfte eine Reduzierung der Arbeitsplätze wahr­
scheinlicher sein. Fortschreitende Rationalisierung, inter­
nationale Arbeitsteilung und die Verlagerung lohnin­
tensiver unqualifizierter Produktionen ins Ausland spre­
chen für diese Annahme. Die bis 1985/1990 bestehende 
Gefahr des Überhangs von Erwerbspersonen und poten­
tieller struktureller Arbeitslosigkeit könnte sich abbau­
en. Im ländlichen Raum würde sich dadurch der mögli­
che Überhang an Erwerbspersonen zwar in gewissem 
Umfang verringern. Die schon heute kleinen und einsei­
tigen Arbeitsmärkte würden dann aber zu noch proble­
matischeren Erwerbssituationen führen. 

Rein rechnerisch würde in der Infrastrukturversor­
gung sowohl in Verdichtungsräumen wie in ländlichen 
Gebieten nach 1985/1990 eine Stabilisierung des Bedarfs 
eintreten. Im ländlichen Raume besteht allerdings die 
Gefahr, daß die bis dahin geschaffenen Kapazitäten als 
Folge des derzeit noch bestehenden Nachholbedarfs 
schon kurz nach ihrer Schaffung nicht mehr ausgelastet 
sein könnten. 

Auf dem Wohnungsmarkt würde in Verdichtungsräu­
men und in ländlichen Räumen endgültig eine Sättigung 
eintreten, so daß Qualitätsansprüche den Wohnungsbe­
darf dieser Zeit bestimmen würden. 

Für die Umweltprobleme der Verdichtungsräume 
könnten sich erstmals deutliche Entlastungseffekte erge­
ben, so daß sich insgesamt eine Chance für die ökologi­
sche Stabilisierung abzeichnen würde. 

Diese rein quantitativen Betrachtungen laufen aller­
dings allesamt Gefahr, an den qualitativ bedingten An­
sprüclien sowie an strukturellen, sozialen und regionalen 
Defiziten vorbeizugehen. 

III 

Eine Bilanz sei versucht: 

1. Der Rückgang der Bevölkerung durch Verringerung 
der Geburten bringt für die Probleme der Verdich­
tungsräume unter den ausgewählten Aspekten -
und dies sind die wesentlichen Zielbereiche des Bun­
desraumordnungsprogrammes - überwiegend, und 
zwar in beiden betrachteten Zeitintervallen, eine ge­
wisse Entlastung. 

2. In den ländlichen Räumen dagegen tritt der Entla­
stungseffekt in beiden Zeitintervallen kaum auf. 
Mögliche Entlastungen in der Infrastruktur würden 
hier vermutlich erst nach 1985/1990 eintreten und 
mit großer Wahrscheinlichkeit gleichzeitig mit der 
Gefahr der Unterauslastung gekoppelt sein. Generell 
spielt in diesen Räumen von Anfang an die U.nter­
schreitung der notwendigen Mindestbevölkerung für 
die wirtschaftliche Auslastung der Infrastrukturein­
richtungen bei zumutbarer Erreichbarkeit eine ent­
scheidende Rolle. 

3. In die Betrachtungen wurden bewußt die globalen 
und gesamtgesellschaftlichen Bewertungen des Ge-

burtenrückganges nicht einbezogen. Die Einschät­
zung der hieraus resultierenden Konsequenzen (Wirt­
schaftspolitik, Soziallastverteilung) ist gegenwärtig 
durchaus kontrovers. In der wissenschaftlichen und 
politischen Literatur wird der Geburtenrückgang 
überwiegend und wohl zutreffend eher positiv be­
wertet. Die Bundesregierung hat in einem Bericht 
für die Weltbevölkerungskonferenz 197 4 in Bukarest 
diesen Grundtenor zum Ausdruck gebracht. 

4. Bedeutsam erscheint, daß sich für die Raumord­
nungspolitik eine gewisse Allianz der gesamtgesell­
schaftlich eher positiven Bewertung des Geburten­
rückganges mit der ebenfalls eher positiven Bewer­
tung aus dem Blickwinkel der Verdichtungsräume 
ergibt. Bei einer solchen Allianz ist es wenig wahr­
scheinlich, daß zur Lösung der künftigen Probleme 
in den ländlichen Räumen eine aktive u;,_d regional 
differenzierte Bevölkerungspolitik gesucht wird. 

5. Die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung bei 
Geburtenrückgang ist also unterschiedlich zu beur­
teilen: Der Geburtenrückgang scheint für die Ver­
besserung der Lebensverhältnisse in den Städten för­
derlich zu sein. In den ländlichen Gebieten ergibt 
sich dagegen kaum eine Erleichterung, für gewisse 
Problembereiche sogar eine Erschwerung. Zu kleine 
Arbeitsmärkte und die Unterschreitung der Mindest­
bevölkerungsdichte für die wirtschaftliche Ausla­
stung der lebensnotwendigen Infrastruktureinrich­
tungen sind die wesentlichen Gefahren des Bevölke­
rungsrückgangs. 

IV 

Wenn den bisherigen Überlegungen eine gewisse 
Wahrscheinlichkeit zukommt, dann sollten alle bisheri­
gen Programme sehr sorgfältig mit folgenden drei Fra­
gen konfrontiert werden: 

1. Ist die künftige Einschätzung der Bevölkerungsent­
wicklung unter Status-quo-Bedingungen realistisch 
gesehen? Es besteht der Eindruck, daß das Ausmaß 
des Geburtenrückganges und der regionalen und 
strukturellen Bevölkerungsverschiebungen noch 
nicht in voller Schärfe von allen Ländern und Ge­
meinden erkannt ist. 

2. Sind die teilweise geforderten erheblichen Zuwachs­
raten in den Ziel- bzw. Richtwerten der Programme 
notwendig, um die Ziele der Raumordnung und Lan­
desplanung zu verwirklichen? Es wurde ausgeführt, 
daß insbesondere einige der Probleme in den Ver­
dichtungsräumen durch sinkende Geburtenzahlen er­
leichtert werden könnten. Rechtfertigen die be­
fürchteten Strukturprobleme in den ländlichen Räu­
men allein schon die Forderung nach einer expansi­
ven Bevölkerungspolitik? 

3. Erscheint es noch gerechtfertigt, eine Vielzahl von 
zentralen Orten im ländlichen Raum und eine eben-
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solche Vielzahl von Entwicklungsachsen fördern zu 
wollen, oder sollte man bei begrenztem Bevölkerungs­
und Investitionspotential rechtzeitig eine Beschrän­
kung vorbereiten? 

Die Lösung der Probleme des ländlichen Raumes wird 
vermutlich zu einer Vergrößerung des Maßstabes führen 
müssen: Weniger Zentren mit größeren Einzugsberei­
chen bei gleichzeitiger Verbesserung der verkehrlichen 
Erreichbarkeit sollten angestrebt werden. Damit könnte 
auch bei rückläufiger Bevölkerungsentwicklung durchaus 
ein ausreichendes Bevölkerungspotential im ländlichen 
Raume zur Verfügung stehen, ohne daß die Erreichbar­
keitsverhältnisse spürbar verschlechtert würden. 

Selbst wenn es gelänge, rechtzeitig eine aktive Bevöl­
kerungspolitik wirksam werden zu lassen, erschiene es 
nach den bekannten Erfahrungen über die zurückliegen­
de Entleerung ländlicher Räume fragwürdig, ob die so 
angestrebten Zuwachsraten tatsächlich dem ländlichen 
Raum zugeführt bz·w. erhalten werden können. Erfolg­
versprechender dürfte das Nachdenken über technische 

und organisatorische Bedingungen der Infrastrukturein­
richtungen sein, die von stets weiter steigenden Mindest­
größen wegführen. 

V 

Meine Betrachtung räumlicher Auswirkungen wahr­
scheinlich abnehmender Geburten- und Bevölkerungs­
zahlen löst die Frage aus, inwieweit möglicherweise 
raumordnungspolitische Entwicklungen ihrerseits Ursa­
che eines ganz bestimmten Geburtenverhaltens sind, also 
Zu- oder Abnahme der Geburten bedingen. Raumord­
nung könnte und sollte dazu beitragen, die Vorausset­
zungen für eine selbstverantwortliche, an ethischen Nor­
men orientierte Bestimmung der Kinderzahl in einer Fa­
milie zu verbessern. über diese Frage nachzudenken 
könnte sich in der Raumordnungspolitik und in anderen 
Politikbereichen lohnen, die einen Wiederanstieg der 
Fruchtbarkeit nicht unwahrscheinlich machen. 

PETER TREUNER 

Thesen zur neuen Tendenz der räumlichen Entwicklung 

I 

Im folgenden Beitrag wird der Versuch unternommen, 
in Erweiterung einer Diskussionsgrundlage für eine Sit­
zung der Landesarbeitsgemeinschaft Baden-Württemberg 
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung, 
thesenhaft die Phänomene zu analysieren, die eine neue 
Tendenz der räumlichen Entwicklung in der Bundesre­
publik Deutschland einzuleiten scheinen. Wenn dabei 
ganz bewußt von » Tendenzen« die Rede ist, so soll dies 
die Unsicherheit unterstreichen, die jede Analyse zu die­
sem Zeitpunkt kennzeichnet. Zuviel relativ Sicheres ist 
in der kurzen Zeitspanne eines knappen halben Jahr­
zehnts in Frage gestellt worden, zuviel an neuen exoge­
nen Einflußfaktoren relevant geworden, als daß halb­
wegs ges_icherte Aussagen möglich wären. In Entwick­
hmgsphasen, in denen die Grundannahme aller sozial-, 
also auch aller raumwissenschaftlichen Prognose­
ansätze, das Axiom relativ konstanter Muster individuel­
ler und gesellschaftlicher Verhaltensweisen, ins Wanken 
gerät, kommt der kritisch-spekulativen Diskussion er­
kennbar werdender neuer Fragen erhöhte Bedeutung zu. 
Hierzu. anzuregen ist die eigentliche Funktion der fol­
genden Darlegungen. Dabei sollen einerseits die Verän­
derungen von Verhaltensweisen, andererseits die neuen, 
von außen gesetzten Randbedingungen der räumlichen 
Entwicklung skizziert werden, um aus beiden gemeinsam 
Schlußfolgerungen für die Neuorientierung der Raum­
ordnungspolitik - in ihrem weitesten Sinne - abzulei­
ten. 

II 

Am augenfälligsten und in der Diskussion bisher am 
meisten aufgegriffen ist das veränderte generative Ver­
halten der deutschen Bevölkerung; deswegen kann hier 
auch auf eine Darstellung des Phänomens verzichtet 
werden. Trotz der Bekanntheit dieses Problems ist es 
unseres Erachtens aber noch zu früh, um - gegebenen­
falls weitgehende und schwerwiegende - endgültige 
Schlüsse aus den veränderten Daten der letzten fünf Jah­
re zu ziehen. Es ist durchaus ebenso denkbar, daß der 
jüngste Geburtenrückgang mehr ein kumulierter Effekt 
ganz verschiedener temporärer Motivationen ist, wie 
die nur vordergründig überzeugende, gängige Interpre­
tation, daß es sich hier um eine eindeutige Tendenzwen­
de handele. Aber selbst wenn letztere Interpretation sich 
als richtig erweisen sollte, muß ihr das Odium des Nega­
tiven genommen werden; es wäre ein fundamentaler Wi­
derspruch in sich, wenn die zur räumlichen Sicherung 
der Entfaltungsrechte des Menschen angetretene Raum­
ordnungspolitik solche unveräußerbar individuellen Ent­
scheidungen wie die zur Bereitschaft, Kinder zu haben 
und aufzuziehen, negativ werten wollte. 

Wichtiger als das sich möglicherweise generell ändern­
de generative Verhalten scheint auf absehbare Zeit der 
Trend zu Wanderungen in die Verdichtungsräume zu 
sein, wobei die von der Ministerkonferenz für Raum­
ordnung gesetzte Definitionsschwelle vermutlich noch 
etwas nach unten zu korrigieren wäre, um alle (poten­
tiell) »wachstumsverdächtigen« Siedlungsgebiete zu er-


